
 

1 
 

 

Erleichterungen im Insolvenzrecht aufgrund der Energiekrise bis 31.12.2023 

 

Anlass und Begründung 

Die derzeitigen Verhältnisse und Entwicklungen auf den Energie- und Rohstoffmärkten belas-

ten nicht nur die finanzielle Situation von Unternehmen, sondern erschweren auch deren vo-

rausschauende Planung. Das gilt auch für die Planungen, die das Insolvenzrecht den Ge-

schäftsleitern haftungsbeschränkter Unternehmensträger durch die Pflicht zur Stellung eines 

Insolvenzantrags wegen Überschuldung (§ 15a Absatz 1 Satz 1 Alternative 2 der Insolvenzor-

dnung (InsO)) auferlegt. 

Deckt das Vermögen des Unternehmens nicht mehr dessen Verbindlichkeiten, besteht eine 

zur Antragstellung verpflichtende Überschuldung, wenn die Fortführung des Unternehmens 

über einen Zeitraum von zwölf Monaten nicht mehr überwiegend wahrscheinlich ist (§ 19 Ab-

satz 2 Satz 1 InsO). Derartige Prognosen lassen sich angesichts der derzeitigen Preisvolatili-

täten und der auf absehbare Zeit weiterhin bestehenden Unsicherheiten über Art, Ausmaß und 

Dauer des eingetretenen Krisenzustands oft nur auf unsichere Annahmen stützen. 

Die Geschäftsleiter solcher Unternehmen werden damit haftungs- und strafrechtlichen Risiken 

ausgesetzt, die sie nur durch eine Insolvenzantragstellung sicher vermeiden können. Das be-

trifft insbesondere auch Unternehmen, deren Bestandsfähigkeit unter normalen Umständen, 

das heißt bei Hinwegdenken der derzeitigen Preisvolatilitäten und Unsicherheiten außer Zwei-

fel stünde. Solange diese Unternehmen aber in der Lage sind, ihren Zahlungspflichten über 

einen Zeitraum von mindestens vier Monaten nachzukommen, liegt es im gesamtwirtschaftli-

chen Interesse an der Vermeidung weiterer Verwerfungen auf den Märkten, diesen Unterneh-

men den Gang in ein Insolvenzverfahren zu ersparen.1 

 

Zusammenfassung der Erleichterungen 

Durch das Gesetz zur vorübergehenden Anpassung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vor-

schriften zur Abmilderung von Krisenfolgen (Sanierungs- und insolvenzrechtliches Krisenfol-

genabmilderungsgesetz – SanInsKG) wurden aufgrund der Energiekrise folgende Erleichte-

rungen im Insolvenzrecht eingeführt, die bis zum 31.12.2023 befristet sind:2 

o Verlängerung der Höchstfrist für die Insolvenzantragstellung wegen Überschuldung (§ 

15a Abs. 1 S. 2 InsO) von sechs auf acht Wochen 

o Verkürzung des Prognosezeitraums der Fortbestehensprognose im Rahmen der Über-

schuldungsprüfung (§ 19 InsO) von zwölf auf vier Monate 

o Verkürzung des Finanzplanzeitraums im Rahmen einer Eigenverwaltungsplanung (§ 

270a Abs. 1 Nr. 1 InsO) und im Rahmen einer Restrukturierungsplanung (§ 50 Abs. 2 

Nr. 2 StaRUG) von sechs auf vier Monate 

 

 
1 Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP zu dem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung – Drucksache 20/2730 – Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung des Güterrechtsregisters. Pressemitteilung des 
Bundesministeriums der Justiz vom 05.10.2022. 
2 DATEV Redaktion LEXinform: Dok.-Nr.: 2400007 (14.11.2022). 
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Zeitlicher Geltungsbereich 

Die oben genannten Neuregelungen gelten bis zum 31. Dezember 2023. Die Gesetzesbe-

gründung weist jedoch darauf hin, dass die Regelungen schon vor dem Ablauf der Geltungs-

dauer einen Teil ihrer praktischen Wirksamkeit einbüßen können. Dies soll etwa dann der Fall 

sein, wenn für ein Unternehmen weniger als vier Monate vor dem Ablauf der Geltungsdauer 

feststehe, dass es unmittelbar nach dem Ablauf dieser Geltungsdauer unter dem dann wieder 

maßgeblichen Überschuldungsbegriff des § 19 InsO überschuldet sein wird.3 

 

Hinweis 

Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechts-

rat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren insolvenzrechtlichen 

Berater an. 

 

Ihr Team von Berater-Bremen 

 
3 GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB: Legal Update. Restrukturierung und Beratung in der Krise (09.11.2022). 

 


